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Fehler vermeiden

Hinweise zum Gebrauch 
des Vertragsformulars
Ein Wohnraummietverhältnis ist ein Dauerschuldverhältnis. 
Beide Parteien sind oft für viele Jahre an den Vertrag gebunden. 
Daher sollte beim Abschluss des Vertrages besondere Sorgfalt 
aufgewendet werden. Aus diesem Grund empfehlen wir, diese 
Erläuterungen vor Abschluss genau zu lesen.

Bei vorformulierten Mietverträgen, also 
auch beim Hamburger Mietvertrag für 
Wohnraum, handelt es sich um so ge-
nannte Allgemeine Geschäftsbedingun-
gen. Diese Verträge unterliegen einer be-
sonders strengen Prüfung durch die 
Rechtsprechung. Denn es wird unterstellt, 
dass Vertragsformulare im Zweifel von 
dem wirtschaftlich stärkeren Vertrags-
partner „gestellt“ und von dem schwä-
cheren Vertragspartner ohne weitere Ver-
handlungen akzeptiert werden.

Soweit in Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen von den gesetzlichen Rege-
lungen abgewichen wird, sind diese Klau-
seln nur wirksam, wenn der schwächere 
Vertragspartner hierdurch nicht unange-
messen benachteiligt wird.

Wichtig ist: Im Hamburger Mietvertrag 
für Wohnraum wird zugunsten der ver-
mietenden Partei nur insoweit vom Ge-
setz abgewichen, als dies vor dem Hinter-
grund der Rechtsprechung zulässig ist. Es 
wird dringend davor gewarnt, die vorfor-
mulierten Vertragsbedingungen des 
Hamburger Mietvertrages einseitig „ver-
mieterfreundlicher“ zu gestalten. Das 
kann zur Unwirksamkeit ganzer Passagen 
und damit zu einer erheblichen Ver-
schlechterung der Rechtsposition der ver-
mietenden Partei führen.

Die Wohnung sollte nicht ohne vorhe-
rige Besichtigung vermietet werden.
Sonst kann die mietende Partei, sofern sie 
gleichzeitig Verbraucher ist, unter Um-
ständen den Mietvertrag auch nach ei-
nem Jahr und 14 Tagen noch widerrufen. 

Die vermietende Partei ist verpflichtet, 
die mietende Partei zu informieren, inwie-
weit personenbezogene Daten nach der 
Datenschutz-Grundverordnung  verarbei-
tet, gespeichert und wieder gelöscht wer-
den. Der mietenden Partei ist die Informa-
tion auszuhändigen. Ein solches Merkblatt 
„Datenschutzhinweise und Informations-
pflichten“ und ein Merkblatt „Daten-
schutzhinweise für Vermieter, Mietver-
walter und WEG-Verwalter“ sind beim 
Grundeigentümer-Verband erhältlich.

Bezeichnung der Vertragsbeteiligten (Ru-
brum).
Die Parteien des Mietvertrages sind in das 
Rubrum aufzunehmen, bei Personen-
mehrheiten (Erbengemeinschaft) sind 
sämtliche Personen zu benennen. Wird 
die Wohnung an mehrere Personen 
(Wohngemeinschaften, Ehe- oder Le-
benspartner) vermietet, so bedeutet dies 
für die vermietende Partei wegen der ge-
samtschuldnerischen Haftung der mie-
tenden Parteien (jede Partei haftet auf die 
volle Miete) eine größere Sicherheit. Da-
her sollte das Bestreben sein, die Perso-
nen, die die Wohnung nutzen sollen, auch 
in den Mietvertrag aufzunehmen. 

Handelt für eine der Vertragsparteien 
eine Person als Vertreter, ist darauf zu ach-
ten, dass diese Vertretung durch einen 
Vertretungszusatz deutlich wird.

Bei der mietenden Partei sollte neben 
dem Namen noch das Geburtsdatum auf-
genommen werden. Durch die Angabe 
des Geburtsdatums kann später eine mie-
tende Partei, die ausgezogen ist, ohne 
eine neue Anschrift zu hinterlassen, leich-
ter über eine Anfrage bei dem Einwohner-
meldeamt aufgefunden werden. 

Außerdem ist ein Solvenz-Check drin-
gend zu empfehlen. Eine solche Bonitäts-
anfrage ist über den Grundeigentümer-
Verband Hamburg möglich. 

§ 1 Mieträume 
– Ziffer 1 
Hier sollte genau festgehalten werden, 
welche Räume der mietenden Partei zu-
sätzlich zur Mietsache vermietet werden 
(Keller, Bodenraum) und welche Flächen 
(etwa im Garten) allein oder mit anderen 
genutzt werden dürfen. Der Hamburger 
Mietvertrag sieht die Mitvermietung ei-
ner Garage oder eines Stellplatzes nicht 
vor. Gegebenenfalls sollte deshalb zusätz-
lich zum Wohnraummietvertrag ein ge-
sonderter Garagen-/ Stellplatzmietver-
trag abgeschlossen werden. Weiter ist 
anzugeben, in welchem Zustand die mie-
tende Partei die Wohnung übernommen 

hat. „Nicht renovierungsbedürftig“ ist die 
Wohnung, wenn sie frisch renoviert ist 
oder vorhandene Gebrauchsspuren uner-
heblich sind, die Mieträume also den Ge-
samteindruck einer renovierten Woh-
nung vermitteln. Wir empfehlen, den 
Renovierungszustand auch in das Über-
gabeprotokoll aufzunehmen und insbe-
sondere dann, wenn die Räume nicht 
frisch renoviert sind, auch Fotos anzuferti-
gen. 
 Die Wohnfläche der Wohnung ist mög-
lichst genau anzugeben. Die Berechnung 
hat grundsätzlich nach der 
Wohnflächenverordnung zu erfolgen. Da-
nach zählen nur die Grundflächen der 
Räume, die ausschließlich zur Wohnung 
gehören, zur Wohnfläche. Die Flächen an-
derer Räume (etwa Hobbyräume im Kel-
ler) bleiben bei der Berechnung unbe-
rücksichtigt. Die Größe dieser Flächen 
kann jedoch zusätzlich als Nutzfläche im 
Vertrag angegeben werden. 
– Ziffer 3
Sofern das Gebäude, in dem sich die ver-
mietete Wohnung befindet, mit einer zen-
tralen Schließanlage ausgestattet ist, soll-
te die mietende Partei auf diese Tatsache 
ausdrücklich unter § 30 (sonstige Verein-
barungen) hingewiesen werden, damit im 
Falle eines Schlüsselverlustes gegebenen-
falls ein Schadensersatzanspruch in Höhe 
der gesamten Kosten für den Einbau einer 
neuen Schließanlage besteht.

Wichtig: Nicht in § 1 genannte mitvermie-
tete Räume oder Anlagen sollten unbe-
dingt in § 30 aufgenommen werden.

§ 2 Mietzeit 
– Ziffer 1 
Die Vertragspartner haben die Möglich-
keit, das Mietverhältnis auf unbestimmte 
Zeit abzuschließen. In dem Fall endet es 
mit dem Ablauf des Monats, zu dem eine 
Partei das Mietverhältnis unter Einhal-
tung der im Vertrag vereinbarten Kündi-
gungsfrist kündigt. Die vermietende Par-
tei kann jedoch grundsätzlich nur 
ordentlich kündigen, wenn sie ein be-
rechtigtes Interesse an der Beendigung 
des Vertrages hat.

Beim Abschluss eines unbefristeten 
Vertrages besteht auch die Möglichkeit, 
die Kündigung für beide Seiten für einen 
Zeitraum von höchstens vier Jahren aus-
zuschließen. Dabei ist unbedingt zu be-
achten, dass für die Berechnung dieser 
Frist das Datum des Vertragsabschlusses 
und nicht der Mietbeginn maßgebend ist. 
Eine Beendigung des Mietverhältnisses 
während dieses Zeitraums ist nur durch 
fristlose Kündigung (bei schweren Ver-
tragsverletzungen, Zahlungsverzug) oder 
außerordentliche Kündigung (Tod des 
Mieters) möglich. 
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– Ziffer 3 
Der Abschluss eines befristeten Vertrages 
ist nur dann möglich, wenn die vermie-
tende Partei nach Ablauf der vereinbarten 
Vertragszeit eine bestimmte Verwen-
dungsabsicht, die vom Gesetzgeber ge-
billigt sein muss, hat. Die vom Gesetzge-
ber gebilligten Verwendungsabsichten 
sind abschließend aufgeführt unter Ziffer 
2 a-c. Es ist jedoch nicht ausreichend, nur 
den Gesetzestext zu wiederholen. Die 
vermietende Partei muss vielmehr ganz 
konkret in den Mietvertrag aufnehmen, 
aus welchem Grund das Mietverhältnis 
enden soll. Nur wenn der Grund im Miet-
vertrag genau genannt ist, handelt es sich 
um eine wirksame Befristung.

Während des Zeitraumes der Befris-
tung kann der Vertrag von keiner Ver-
tragspartei ordentlich gekündigt werden. 
Bei einer derartigen Vertragsgestaltung 
kann die mietende Partei keine Fortset-
zung des Mietverhältnisses verlangen, 
wenn der im Vertrag angegebene Grund 
nach Ablauf der vereinbarten Mietzeit 
eintritt.

Sofern bereits beim Abschluss des 
Mietvertrages eine Wahrscheinlichkeit 
dafür besteht, dass die vermietende Par-
tei die Wohnung aus einem der unter Zif-
fer 2a–c genannten Gründe benötigt, soll-
te unbedingt eine Befristung erfolgen, da 
eine Kündigung aus vorhersehbare Grün-
den nicht durchzusetzen ist.

In diesem Zusammenhang ist unbe-
dingt zu beachten, dass bei der Vereinba-
rung einer Staffelmiete das Kündigungs-
recht der mietenden Partei für höchstens 
vier Jahre seit Abschluss der Staffelmiet-
vereinbarung  ausgeschlossen werden 
kann. Sie kann also bereits zum Ablauf 
von vier Jahren kündigen. Wer einen Zeit-
mietvertrag für einen längeren Zeitraum 
als vier Jahre abschließen möchte, sollte 
auf die Vereinbarung einer Staffelmiete 
verzichten, wenn er ausschließen will, 
dass die mietende Partei vor Ablauf der 
Befristung kündigen kann. Während des 
Zeitraumes der Befristung kann der Ver-
trag im Übrigen nicht ordentlich gekün-
digt werden. 

§ 4 Miete 
Beim Abschluss von Mietverträgen wird 
die Höhe der Miete in Gebieten, in denen 
die Mietpreisbremsenverordnung gilt - 
wie etwa in Hamburg - begrenzt. Die 
Miete darf die ortsübliche Vergleichsmiete 
grundsätzlich nicht um mehr als zehn 
Prozent überschreiten. Eine Ausnahme 
dazu gilt, wenn die Vormiete über dieser 
Miete gelegen hat. In dem Fall darf beim 
Abschluss des neuen Vertrages eine Miete 
in Höhe der Vormiete verlangt werden. 
Die ortsübliche Miete darf auch dann um 
mehr als zehn Prozent überschritten wer-
den, wenn vor Vertragsbeginn Moderni-
sierungen durchgeführt wurden. Dabei 

können alle in den letzten drei Jahren fer-
tiggestellten Maßnahmen berücksichtigt 
werden.  Die Mietpreisbremse gilt nicht 
für Wohnungen, die nach dem 1. Oktober 
2014 erstmals genutzt und vermietet wor-
den sind sowie für Wohnungen, bei de-
nen es sich um die erste Vermietung nach 
umfassender Modernisierung handelt. 
Die vermietende Partei ist verpflichtet, 
der mietenden Partei vor Abgabe der Ver-
tragserklärung mitzuteilen, aus welchem 
Grund er eine höhere Miete als die ortsüb-
liche Vergleichsmiete zuzüglich zehn Pro-
zent erhebt.

Der Hamburger Mietvertrag sieht eine 
klare Trennung von Nettokaltmiete und 
Vorauszahlungen für Betriebs- und Heiz-
kosten vor. Eine Aufzählung der Betriebs-
kosten, die umgelegt werden können, er-
gibt  sich aus  § 2 Betriebskostenverordnung.

Vermieden werden sollte die Vereinba-
rung von Inklusivmieten, Teilinklusivmie-
ten oder Betriebskostenpauschalen. Denn 
in diesen Fällen schmälern spätere Steige-
rungen der Betriebskosten den Nettoer-
trag. Die Erhöhung der Zahlungen auf die 
Betriebskosten ist später nur schwer 
durchzusetzen.

 
Mieterhöhung 
Das Recht der Mieterhöhung ist in den §§ 
557 bis 559b BGB geregelt. Für Mieterhö-
hungen während eines bestehenden 
Mietvertrages gibt es drei Möglichkeiten:
- wenn die Vertragsmiete hinter der orts-
üblichen Vergleichsmiete zurückbleibt, 
kann in einem vorgeschriebenen Verfah-
ren eine Mieterhöhung verlangt werden. 
Wenn die mietende Partei  der Erhöhung 
nicht zustimmt, muss ihre Berechtigung 
gerichtlich geklärt werden; 
- die Miete kann einseitig, nach Aufwer-
tung des Mietobjekt erhöht werden (Mo-
dernisierung); 
- die Parteien vereinbaren schon bei Ver-
tragsschluss, wie sich die Miete in den 
kommenden Jahren erhöhen soll.

In gewissem Umfang sind auch mehre-
re Wege der Mieterhöhung für nicht preis-
gebundenen Wohnraum  neben- oder 
nacheinander zulässig, können also von 
den Vertragspartnern kombiniert werden. 

§ 5 Indexmiete 
Bei der Indexmiete vereinbaren die Miet-
vertragsparteien, dass die Miete durch 
den vom Statistischen Bundesamt ermit-
telten Verbraucherpreisindex für Deutsch-
land bestimmt wird. Die Mietvertragspar-
teien brauchen nur noch zu vereinbaren, 
ab welchem Zeitpunkt diese Vereinbarung 
gelten soll. 

Eine Indizierung der Miete müssen die 
Parteien ausdrücklich vereinbaren. Daher 
ist es erforderlich, an der vorgesehenen 
Stelle das Datum einzutragen. Gemeint ist 
der Zeitpunkt, zu dem der Mietzins erst-
mals angepasst werden kann. Beschrän-

kungen aufrund der Mietpreisbremse be-
stehen nicht.

Erhöhungen nach § 558 sind ausge-
schlossen. Erhöhungen nach § 559 sind 
nur zulässig, wenn die vermietende Partei 
Bauarbeiten aufgrund von Umständen 
durchgeführt hat, die sie nicht zu vertre-
ten hatte.

§ 6 Staffelmiete 
Bei der Staffelmiete wird die Miete für be-
stimmte Zeiträume in unterschiedlicher 
Höhe schriftlich vereinbart. Dabei ist zu 
beachten, dass für die jeweiligen Staffeln 
eine Mindestdauer von einem Jahr gilt, 
denn eine Unterschreitung dieser Min-
destfrist führt zur Unwirksamkeit der ge-
samten Staffelmietvereinbarung. Neben 
dem Zeitpunkt der Mieterhöhung ist der 
Betrag anzugeben, auf den sich die Miete 
erhöht, keinesfalls der Erhöhungsbetrag 
oder die prozentuale Erhöhung. Die Vor-
schriften der Mietpreisbremse sind auf 
jede Staffel anzuwenden. Maßgeblicher 
Zeitpunkt ist immer die Fälligkeit der ers-
ten Miete aus der jeweiligen Staffel.

Die Anpassung tritt automatisch mit 
dem Erreichen des vereinbarten Wir-
kungszeitpunktes ein. Daher kann der Er-
höhungsbetrag auch noch rückwirkend 
verlangt werden, wenn einmal der Beginn 
einer neuen Staffel übersehen wurde.

Bei der Vereinbarung einer Staffelmie-
te ist noch zu beachten, dass das Kündi-
gungsrecht für nicht länger als vier Jahre 
ausgeschlossen werden kann. Maßgebli-
cher Zeitpunkt für die Berechnung dieses 
Vier-Jahreszeitraums ist der Abschluss 
des Mietvertrages und nicht der Beginn 
der Überlassung des Mietobjektes. Ferner 
ist zu bedenken, dass während der Gel-
tung einer Staffelmietvereinbarung Erhö-
hungen nach § 558 BGB (Erhöhung der 
Miete auf die ortsübliche Vergleichsmiete) 
und § 559 BGB (Mieterhöhung nach Mo-
dernisierung) ausgeschlossen sind. 

§ 7 Änderung der Miete nach §§ 558 
und 559 BGB 
Die vermietende Partei, die weder eine 
Staffelmiete noch eine Indizierung der 
Miete vereinbart hat, kann von der mie-
tenden Partei die Zustimmung zu einer 
Mieterhöhung verlangen, wenn die ver-
traglich vereinbarte Miete hinter der orts-
üblichen Vergleichsmiete zurückbleibt.

Das Mieterhöhungsverlangen muss 
ordnungsgemäß begründet, die Zustim-
mung der mietenden Partei im Verweige-
rungsfall eingeklagt werden. Die ortsübli-
che Vergleichsmiete ergibt sich in 
Hamburg in der Regel aus dem Mieten-
spiegel. Außerdem ist die so genannte 
Kappungsgrenze zu beachten, was be-
deutet, dass die Miete innerhalb von drei 
Jahren nicht um mehr als 15 Prozent (in 
Hamburg) steigen darf.

Die vermietende Partei kann die Miete 
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nach der Durchführung bestimmter Mo-
dernisierungsmaßnahmen um acht Pro-
zent der aufgewendeten Kosten per anno 
erhöhen. Eine Erhöhung um zehn Prozent 
ist möglich, wenn die Voraussetzungen 
des § 559e BGB eingehalten sind. Zu den 
Modernisierungsmaßnahmen zählen 
bauliche Veränderungen, durch die in Be-
zug auf die Mietsache Endenergie nach-
haltig eingespart wird, die Anforderun-
gen von § 71 GEG erfüllt werden, der 
Wasserverbrauch reduziert wird,  der Ge-
brauchswert der Mietsache erhöht wird, 
die allgemeinen Wohnverhältnisse auf 
Dauer verbessert werden oder  die auf-
grund von Umständen durchgeführt wer-
den, die die vermietende Partei nicht zu 
vertreten hat. 

Hinweis: Wer einen Mietvertrag ab-
schließen will, muss sich entscheiden, ob 
er künftige Mieterhöhungen schon im 
Vertrag vereinbaren (Indexmiete, Staffel-
miete) oder ob er es bei den gesetzlichen 
Regelungen belassen will. Maßgeblich für 
die Entscheidung ist zunächst, was für die 
konkrete Wohnung am Markt durchsetz-
bar ist. 

Wer ein Objekt vermietet, für das es im 
Mietenspiegel keine Vergleichsmieten 
gibt (etwa Einfamilienhäuser oder Ge-
schosswohnungen, die in nicht belegte 
Rasterfelder – Leerfelder – des Mieten-
spiegels fallen würden), sollte sich eben-
falls für die Index- oder die Staffelmiete 
entscheiden. 

Hinweis: Wenn eine Mieterhöhung 
vorgesehen ist, sollte immer rechtzeitig 
die Rechtsberatung des Grundeigentü-
mer-Verbandes Hamburg aufgesucht wer-
den.

§ 9 Abrechnung der Betriebskosten, 
Anpassung der Vorauszahlungen 
Der Hamburger Mietvertrag sieht als Nor-
malfall vor, dass für die Betriebskosten 
neben der Nettokaltmiete Vorauszahlun-
gen erhoben werden, über die der Ver-
mieter unter Berücksichtigung der tat-
sächlich angefallenen Kosten jährlich 
abzurechnen hat (siehe hierzu § 4).  

§ 10 Verteilungsmaßstab 
Die Vertragsparteien dürfen vereinbaren, 
nach welchem Umlageschlüssel der An-
teil der mietenden Partei an den Betriebs-
kosten zu errechnen ist. Treffen die Partei-
en keine Vereinbarung, so gilt im Zweifel 
die Umlage nach dem so genannten Flä-
chenmaßstab. Die mietende Partei trägt 
also einen Anteil an den Betriebskosten, 
der dem Anteil ihrer Wohnfläche an der 
gesamten Wohn-/ Nutzfläche des Hauses 
entspricht Der Hamburger Mietvertrag 
sieht entweder einen prozentualen Anteil 
oder den Flächenmaßstab vor (für Kabel-
nutzungsgebühren die Umlage nach 
Wohneinheiten). Ist eine andere Vertei-
lung gewollt, muss dies ausdrücklich ver-

einbart werden, notfalls unter § 30 (Sons-
tige Vereinbarungen). Es können weitere 
Kosten nach Anzahl der Wohnungen, an-
dere nach Personenzahl abgerechnet 
werden. Gerade vor dem – grundsätzlich 
zulässigen – Personenmaßstab wird aus-
drücklich gewarnt, da er sich in der Praxis 
oft als untauglich erweist, weil die ver-
mietende Partei gar nicht in der Lage ist, 
die Zahl der Personen, die sich übers Jahr 
in den Wohnungen aufgehalten haben, 
korrekt zu bestimmen.

Im Zweifel sollte der Verteilungsmaß-
stab so einfach wie möglich sein und so 
gewählt werden, dass die Abrechnung 
möglichst unkompliziert erstellt werden 
kann. Absolute Gerechtigkeit kann und 
muss bei der Betriebskostenverteilung 
nicht erreicht werden.

Die Vertragsparteien sind in der Wahl 
des Umlageschlüssels jedoch nicht völlig 
frei. Eine Einschränkung ergibt sich aus 
der Heizkostenverordnung, die für die 
Abrechnung der Kosten für Heizung und 
Warmwasserbereitung einen teilweise 
vom Verbrauch abhängigen Maßstab vor-
schreibt.

Sind in den Mieteinheiten Wasserzäh-
ler vorhanden (in Hamburg Pflicht seit 
2004), muss nach den gemessenen Ver-
bräuchen abgerechnet werden.

Für vermietete Eigentumswohnungen 
sieht der Hamburger Mietvertrag vor, 
dass der von der mietenden Partei zu tra-
gende Betriebskostenanteil direkt aus der 
Wohngeld-Einzelabrechnung entnom-
men wird. Die vermietende Partei trägt 
auf jeden Fall die Verantwortung dafür, 
dass die mietende Partei nur mit umlage-
fähigen Betriebskosten belastet wird und 
dies auch nur mit einem angemessenen 
Anteil.

 
§ 11 Zahlung der Miete 
Die Miete ist spätestens am dritten Werk-
tag eines Monats zu zahlen. Für die Recht-
zeitigkeit kommt es auf die Absendung 
des Geldes, nicht auf den Eingang an. Mo-
natliche Zahlweise ist der Regelfall und so 
ist es auch im Hamburger Mietvertrag für 
Wohnraum vorgesehen. In der Regel wird 
von der Möglichkeit des Mieteinzuges im 
SEPA-Lastschriftverfahren Gebrauch ge-
macht. In diesem Fall ist das SEPA-Last-
schriftmandat auszufüllen. Aber auch 
wenn kein SEPA-Lastschrifteinzug ge-
wollt ist, sollten die Konten beider Partei-
en in den Vertrag aufgenommen werden, 
damit insbesondere Rückzahlungen aus 
Betriebskostenabrechnungen ausgekehrt 
werden können. 

§ 12 Mietsicherheit 
Die Mietsicherheit ist in § 551 BGB gere-
gelt. Sie muss zwischen den Parteien ver-
einbart werden. Als Sicherheit kommen 
neben der Barkaution die Verpfändung 
eines Sparguthabens oder eine Bürg-

schaft als weitere Form der Sicherheit in 
Betracht. Wichtig: Die vermietende Partei 
sollte darauf achten, dass sie jederzeit un-
gehinderten Zugriff auf die Sicherheit hat.

Für die Mietsicherheit gilt eine Höchst-
grenze: Sie darf das Dreifache einer Mo-
natsmiete ohne die als Pauschale oder 
Vorauszahlung ausgewiesenen Betriebs-
kosten nicht überschreiten. Das gilt für 
alle Arten der Mietsicherheit und auch für 
den Fall, dass unterschiedliche Mietsi-
cherheiten (Kaution und Bürgschaft) ver-
einbart worden sein sollten.

Dieser Fall der Übersicherung wird ins-
besondere bei der Gewährung zusätzli-
cher Bürgschaften durch einen Elternteil 
bedeutsam. In solchen Fällen sollte von 
einer zusätzlichen Sicherheit abgesehen 
werden und stattdessen der Bürge als zu-
sätzliche mietende Partei in den Vertrag 
aufgenommen werden. Diese Gestaltung 
ist mit dem Risiko behaftet, im Streitfall 
vom Gericht als Umgehung der Höchst-
grenze verworfen zu werden. Die Rege-
lung in § 551 BGB ist zwingendes Recht, 
von ihr darf zum Nachteil der mietenden 
Partei nicht abgewichen werden. 

Sofern die mietende Partei mit der 
Zahlung der Mietsicherheit in Höhe eines 
Betrages, der der zweifachen Monatsnet-
tokaltmiete entspricht, in Verzug ist, be-
steht ein Recht zur fristlosen Kündigung.

§ 16 Benutzung der Mieträume 
In Ziffer 2 ist die Haftung der mietenden 
Partei für Schäden geregelt. Ihr sollte der 
Abschluss einer Haftpflichtversicherung 
angeraten werden (in § 30). Allerdings: Es 
ist nicht zu verhindern, dass die Versiche-
rung nach Vertragsschluss wieder gekün-
digt wird.

§ 17 Instandhaltung der Mieträume 
Neben Mieterhöhungen und Betriebskos-
tenabrechnungen gehören die so ge-
nannten Schönheitsreparaturen zu den 
streitanfälligsten Aspekten eines Mietver-
hältnisses über Wohnraum. Formular-
klauseln, mit denen der mietenden Partei 
Instandhaltungsverpflichtungen – dazu 
gehören auch Dekorationspflichten, also 
die Schönheitsreparaturen – übertragen 
werden sollen, beschäftigen die Recht-
sprechung in erheblichem Umfang.

Sämtliche Instandhaltungs- und In-
standsetzungsarbeiten gehen nach den 
Vorschriften des Gesetzes ausschließlich 
zu Lasten der vermietenden Partei. Hier-
von kann in einem Formularvertrag nur in 
sehr eingeschränktem Umfang abgewi-
chen werden. Der Hamburger Mietver-
trag für Wohnraum schöpft diesen Spiel-
raum (fast) vollständig aus. Es ist daher 
unbedingt darauf zu verzichten, diese 
Regelungen weiter zu Gunsten der ver-
mietenden Partei zu erweitern. Denn im 
Zweifel würde nach der herrschenden 
Rechtsprechung nicht nur dieses „Mehr“, 
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sondern die gesamte Regelung über die 
Schönheitsreparaturen für unwirksam er-
klärt.

Wer hier zu viel will, erhält am Ende gar 
nichts. Die mietende Partei kann grund-
sätzlich nur dann zur Durchführung von 
Schönheitsreparaturen verpflichtet wer-
den, wenn ihm die Wohnung bei Mietbe-
ginn in renoviertem oder nicht renovie-
rungsbedürftigem Zustand übergeben 
worden ist. Nicht renovierungsbedürftig 
ist der Zustand nach der Rechtsprechung 
dann, wenn vorhandene Gebrauchsspu-
ren so unerheblich sind, dass sie bei le-
bensnaher Betrachtung nicht ins Gewicht 
fallen. Bei der Übergabe einer nicht reno-
vierten Wohnung kann die mietende Par-
tei nur dann zur Durchführung von 
Schönheitsreparaturen verpflichtet wer-
den, wenn sie von der vermietenden Par-
tei einen angemessenen Ausgleich erhält;  
sei es durch einen angemessenen Geld-
betrag oder einen angemessen Mietnach-
lass. Eine entsprechende Vereinbarung 
müsste unter § 30 des Mietvertrages auf-
genommen werden.

Anderenfalls steht es der mietenden 
Partei einer nicht renoviert übergebenen 
Wohnung frei, ob sie die Wohnung wäh-
rend der Mietzeit renoviert. Eine Abgel-
tungsklausel ist im Hamburger Mietver-
trag nicht enthalten, da diese nach der 
Rechtsprechung nicht zulässig ist. 

Der Hamburger Mietvertrag enthält  
keine Ausführungsfristen für Schönheits-
reparaturen mehr. Derartige Fristen gel-
ten nach der Rechtsprechung ohnehin 
nicht ohne weiteres. Die mietende Partei 
ist nur in dem „nach dem Grad der Abnut-
zung erforderlichen Umfang“ verpflichtet, 
Schönheitsreparaturen auszuführen. Fris-
ten gelten allenfalls als Anhaltspunkte.

Werden allerdings zu kurze Fristen an-
gesetzt, ist die gesamte Klausel in Gefahr. 
Wer also Fristen in den Vertrag aufneh-
men will (was in § 30 geschehen kann), 
sollte unbedingt zuvor die Rechtsbera-
tung des Grundeigentümer-Verbandes 
Hamburg in Anspruch nehmen. 
Der Hamburger Mietvertrag schöpft auch 
bei den so genannten Kleinreparaturen 
den Spielraum für die Übertragung von 
Instandhaltungsverpflichtungen aus. Vor 
abweichenden Regelungen, die zu Lasten 
der mietenden Partei gehen, wird aus-
drücklich gewarnt. 

§ 19 Gartenpflege 
Nach § 19 ist die mietende Partei zur 
Gartenpflege verpflichtet. Soll sie neben 
den unter § 19 aufgeführten üblichen 
Gartenpflegearbeiten verpflichtet sein, 
weitere Arbeiten auszuführen (zum Bei-
spiel Vertikutieren des Rasens), müsste 
dies unter § 30 vereinbart werden.

§ 20 Erhaltung und Modernisierung
Diese Regelung geht auf §§ 555a, 555b 

BGB zurück. Die mietende Partei hat Maß-
nahmen, die zur Erhaltung der Mietsache 
erforderlich sind, zu dulden; ebenso Maß-
nahmen nach § 555b Nr. 1-7 BGB.  

§ 21 Bauliche Veränderungen, Einbauten 
Erfahrungsgemäß spielen bauliche Verän-
derungen, die die mietende Partei in der 
Wohnung vorgenommen hat, erst bei 
Vertragsende eine Rolle. Beide Vertrags-
parteien sind gut beraten, geplante oder 
absehbare bauliche Veränderungen 
schon vor Vertragsbeginn zu besprechen 
und Regelungen darüber zu treffen, was 
bei Vertragsende mit den Veränderungen 
zu geschehen hat. Wichtig: Es kann nicht 
vereinbart werden, dass die mietende 
Partei Einbauten vornimmt, die bei Ver-
tragsende entschädigungslos in das Ei-
gentum der vermietenden Partei überge-
hen. 

§ 22 Antennen und Kabelanschluss 
Es ist geregelt, dass die Fernsehversor-
gung durch die vermietende Partei am 30. 
Juni 2024 endet, weil das Telekommuni-
kationsmodernisierungsgesetz (TKModG) 
festlegt, dass die Kosten für TV-Kabelver-
träge ab diesem Zeitpunkt nicht mehr als 
Betriebskosten umgelegt werden dürfen. 
Diese Regelung gilt für Anlagen, die bis 
zum 30. November 2021 errichtet worden 
sind. Ab diesem Zeitpunkt kann die mie-
tende Partei selbst einen Anbieter wäh-
len. 
Achtung: Für Anlagen, die seit dem 1. De-
zember 2021 errichtet worden sind, ist 
bereits jetzt keine Umlage mehr möglich.
Wenn die mietende Partei sich einen 
Breitbandanschluss legen lassen oder 
eine Satelliten- Empfangsanlage installie-
ren will, bedarf es der Erlaubnis. In dem 
Fall ist zu prüfen, ob das grundgesetzlich 
geschützte Informationsinteresse oder 
das Eigentumsrecht überwiegt.

§ 25 Tierhaltung
Hunde und Katzen gehören nicht zu den 
Kleintieren im Sinne des § 25. Für deren  
Haltung von Haustieren mit Ausnahme 
von Kleintieren ist die Zustimmung der 
vermietenden Partei erforderlich. Sie  
muss die Zustimmung erteilen, wenn 
durch die Tiere keine Belästigungen oder 
Beeinträchtigungen zu befürchten ist. Sie 
ist berechtigt, die einmal erteilte Zustim-
mung zu widerrufen, wenn nachträglich 
derartige Belästigungen oder Beeinträch-
tigungen auftreten.

§ 27 Beendigung des Vertrages 
Es wird dringend davor gewarnt, für die 
Rückgabe der Mietwohnung höhere An-
forderungen zu vereinbaren, als sie im 
Hamburger Mietvertrag vorgesehen sind. 
Das gilt insbesondere für den dekorativen 
Zustand der Wohnung, weil die mietende 
Partei nicht verpflichtet werden darf, 

mehr als die nach § 17 geschuldeten 
Schönheitsreparaturen bei Vertragsende 
auszuführen. Eine solche Regelung, und 
damit zumeist auch die gesamte Rege-
lung über Schönheitsreparaturen (§ 17), 
wäre unwirksam. 

§ 30 Sonstige Vereinbarungen 
In den vorstehenden Erläuterungen wur-
de mehrfach darauf hingewiesen, dass 
vom Formular abweichende Regelungen 
in § 30 niedergelegt werden können. Da-
bei ist unbedingt darauf zu achten, dass 
die Regelungen in § 30 nicht im Wider-
spruch zu den vorformulierten Vertrags-
bedingungen stehen. Daher sollte unbe-
dingt in den jeweiligen Paragrafen des 
Formulars – notfalls handschriftlich – ver-
merkt werden, wenn sich weitere Rege-
lungen zum selben Thema in § 30 finden. 
Gegebenenfalls müssen vorformulierte 
Passagen gestrichen werden.

Herausgegeben vom Grundeigentümer-
Verband Hamburg von 1832 e.V., 
April 2025
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